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Antrag 

 

 

der Fraktion Die Linke  

 

Interessen des Freistaates Sachsen und seiner Kommunen wahren: Bundesgesetz zur 

Regelung der Verteilung des 100 Mrd. Euro-Sondervermögens der Länder nachbessern!   
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Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln, Instrumenten und Einflussnahmemöglichkeiten 

gegenüber dem Bund, im Bundesrat und auf Bundesebene – auch im Zusammenwirken mit 

anderen Bundesländern beziehungsweise deren Landesregierungen – darauf hinzuwirken, 

dass der dem Bundestag zur Beratung vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung für 

einen „Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern 

und Kommunen (Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz – LuKIFG)“, 

Drucksache 21/1085,1 hinsichtlich der bisherigen Regelungen im Interesse des Freistaates 

Sachsen und seiner Kommunen deutlich normativ nachgebessert wird, indem angesichts der  

Stellungnahme des Bundesrates zum Gesetzentwurf vom 11. Juli 2025 insbesondere folgende 

Änderungen im künftigen Bundesgesetz berücksichtigt und geregelt werden: 

1. Streichung der in § 2 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Gesetzentwurfes vorgesehenen 

Regelungen zur Berücksichtigung der Bedürfnisse finanzschwacher Kommunen bei der 

Verteilung der Mittel an die Kommunen, die zu einer so nicht erforderlichen Vorfestlegung 

und Einschränkung bei der Ausgestaltung der Mittelverteilung durch die Länder führt. 

2. Erweiterung der derzeitig im § 3 Absatz 1 des Gesetzentwurfes enumerativ aufgeführten 

Förderbereiche nach den Maßgaben des Sachsenfonds-Gesetzes um die Förderbereiche:  

• Hochschulmedizin,  

• Sport und Kultur,  

• Wohnraumförderung und  

• öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) sowie  

Sicherstellung, dass der Förderbereich „Bevölkerungsschutz“ ausdrücklich die in der 

unmittelbaren Aufgabenverantwortung der Länder und Kommunen liegenden Bereiche 

des Brand-, Zivil- und Katastrophenschutzes unmittelbar umfasst. 

 
1 https://dserver.bundestag.de/btd/21/010/2101085.pdf 
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3. Gewährleistung der flexiblen Verwendung der den Ländern zugewiesenen Finanzmittel 

auch als Kofinanzierungsanteil zu bereits bestehenden Förderprogrammen des Bundes 

oder der Europäischen Union. 

4. Sicherstellung der Förderfähigkeit der Kosten für die Planung, die Projektsteuerung und 

die externe fachliche Begleitung, einschließlich der dabei anfallenden Personalkosten, im 

Rahmen des § 3 Absatz 4 des Gesetzentwurfes. 

5. Gesetzliche Klarstellung der vollständigen Finanzierbarkeit von Baunebenkosten und 

Planungsleistungen bei Baumaßnahmen in den Ländern aus dem Sondervermögen zur 

Verfügung gestellten Finanzmitteln. 

6. Gewährleistung der überjährigen Übertragung ungenutzter Finanzmittel und Nutzung in 

nachfolgenden Haushaltsjahren durch die Länder und Kommunen, um eine langfristige 

Planbarkeit und effektive Umsetzung sicherzustellen. 

7. Gesetzliche Regelung einfacher Nachweisverfahren für Mittelverwendung durch die 

Länder und Kommunen, um die konkrete Umsetzung des Sondervermögens und dessen 

Prüfung so einfach und bürokratiearm wie möglich zu gestalten. 

8. Änderung § 7 des Gesetzentwurfes dahingehend, dass der Bund den Ländern die Mittel 

vollständig und unmittelbar zur weiteren Verwendung zur Verfügung stellt und die Länder 

den Anteil nach § 2 Absatz 2 des Gesetzentwurfes für die kommunale Infrastruktur auch 

pauschal an die Kommunen zuweisen und auszahlen können, um damit die 

Bewirtschaftungsprozesse auf allen Ebenen deutlich zu verschlanken. 

9. Gesetzliche Klarstellung, dass die Länder im Rahmen ihrer Berichtspflichten keine 

konkreten Investitionsmaßnahmen benennen müssen, soweit sie Finanzmittel aus dem 

Sondervermögen pauschal an die Kommunen weiterleiten, um einen unangemessenen 

und unnötigen bürokratischen Aufwand zu vermeiden. 

10. Sicherstellung, dass die Länder die ihnen aus dem Sondervermögen zur Verfügung 

gestellten Finanzmittel auch zur Finanzierung des von den Ländern im Krankenhaustrans-

formationsfonds zu tragenden Anteils nutzen können. 

11. Einräumung eines eigenen Ermessens für die zuständigen Landesbehörden, die 

Bundesmittel als Fördermittel an Dritte ausreichen im Fall von Rückforderungen aufgrund 

nicht zweckentsprechender Mittelverwendung. 

12. Ersatzlose Streichung der vorgesehenen Verzinsung von zu früh angewiesenen Mitteln in 

§ 8 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzentwurfes. 

13. Sicherstellung des Einvernehmens mit den Ländern für die Rechtswirksamkeit des 

Abschlusses von Verwaltungsvereinbarungen nach § 9 des Gesetzentwurfes.  

14. Gesetzliche Garantie der Übernahme der Kosten und Aufwendungen für den Zinsdienst 

und die Zinslasten der Kreditaufnahmen des Bundes für das Sondervermögen durch den 

Bund (Bundeshaushalt) sowie des Ausschlusses deren Verrechnung mit den den Ländern 

zuzuweisenden bzw. zugewiesenen Finanzmittel nach dem Länder-und-Kommunal-

Infrastrukturfinanzierungsgesetz. 
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Begründung 

Mit der Grundgesetzänderung vom 22. März 2025, die der Bundestag kurz vor dem vorzeitigen 

Ende der vorangegangenen 20. Wahlperiode verabschiedet hatte, wurde das Grundgesetz                  

u. a. durch einen neuen Artikel 143hGG ergänzt, der den Bund zur Errichtung eines 

Sondervermögens mit eigener Kreditermächtigung von bis zu 500 Milliarden Euro für 

Investitionen in die gesamtstaatliche Infrastruktur ermächtigt. Aus diesem Sondervermögen 

stehen den Bundesländern nach der Bestimmung des Artikel 143h Absatz 2 GG insgesamt 

100 Milliarden Euro für Investitionen der Länder in deren Infrastruktur zur Verfügung. Die 

konkreten Regelungen zur Mittelverteilung auf die Bundesländer sind einem Bundesgesetz 

vorbehalten, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Der Landtag hat zwischenzeitlich mit dem Sachsenfonds-Gesetz eine landesgesetzliche 

Regelung getroffen, die u. a. die Bereiche bestimmt, für die dem Freistaat Sachsen aus dem   

Sondervermögen für Infrastrukturinvestitionen zufließenden Finanzmittel insbesondre 

verwendet werden sollen. 

Mit dem von der Bundesregierung am 30. Juli 2025 vorgelegten Gesetzentwurf für einen 

„Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und 

Kommunen (Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz – LuKIFG)“, Drucksache 

21/1085, soll die konkrete Umsetzung des für Länder und Kommunen vorgesehenen Anteils 

an dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität geregelt werden, insbesondere die 

Verteilung der Mittel auf die Länder sowie die dazu vorgesehenen Infrastrukturbereiche, in die 

die Mittel investiert werden können.  

„Daneben werden der Zeitraum der Inanspruchnahme der Mittel sowie die Verfahren zur 

Umsetzung der in Artikel 143h Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes vorgesehenen 

Berichterstattung der Länder über die Verwendung der Mittel und zur Sicherstellung der 

zweckentsprechenden Mittelverwendung nach Artikel 143h Absatz 2 Satz 3 des 

Grundgesetzes geregelt. Die Verteilung der Mittel unter den Ländern erfolgt in Anlehnung an 

den Königsteiner Schlüssel. Die Mittel sind für investive Zwecke zu verwenden. Die 

Entscheidung über die investive Verwendung der Mittel in den vorgesehenen Infrastruktur-

bereichen obliegt im Wesentlichen den Ländern.“2  

Inzwischen hat der Bundesrat zu dem ihm zugeleiteten Gesetzentwurf mit der Bundesrats-

drucksache 314/25 - Beschluss (neu) eine Stellungnahme vorgelegt, in der der von Bundes-

ländern festgestellte normative Klarstellungs-, Änderungs- und Ergänzungsbedarf für den 

Gesetzentwurf der Bundesregierung ausführlich dargelegt wird. 

Nach Auffassung der Fraktion Die Linke ist – insbesondere auch vor dem Hintergrund der 

Feststellungen des Bundesrates – eine deutliche Nachbesserung von Regelungen und 

Normen des Gesetzentwurfes für ein „Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungs-

gesetz“ geboten, damit die Bundesländer die ihnen künftig aus dem Sondervermögen 

zufließenden Finanzmittel ohne weitere Hürden, unnötigen bürokratischen Aufwand und mit 

der erforderlichen Eigenverantwortung verwenden und bewirtschaften können.  

 
2 Ebenda, Seite 2 
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Hierzu gehören insbesondere die Erweiterung der bisher im Gesetzentwurf vorgesehenen 

Förderbereiche, eine flexible Verwendung der Finanzmittel auch als Kofinanzierungsanteil zu 

bestehenden Bundes- und EU-Förderprogrammen, die überjährige Übertragung ungenutzter 

Finanzmittel und deren Nutzung in nachfolgenden Haushaltsjahren, die Möglichkeit der 

pauschalen Zuweisung des Anteils für die kommunale Infrastruktur an die Gemeinden, Städte 

und Landkreise, Gewährleistung des Einvernehmens mit den Ländern für den Abschlusses 

von Verwaltungsvereinbarungen sowie nicht zuletzt eine gesetzliche Garantie der Übernahme 

der Kosten und Aufwendungen für den Zinsdienst und der Zinslasten der Kreditaufnahmen des 

Bundes für das Sondervermögen allein durch den Bund (Bundehaushalt).  

Dem folgend wird die Staatsregierung mit dem vorliegenden Antragsbegehren aufgefordert, im 

weiteren Gesetzgebungsverfahren dieses – durch den Bundesrat zustimmungsbedürftigen –

Gesetzesvorhabens für ein „Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz“, darauf 

hinzuwirken, dass der im vorliegenden Antrag der Fraktion Die Linke dargelegte, tatsächlich 

bestehende normative Nachbesserungsbedarf im künftigen Bundesgesetz berücksichtigt und 

umgesetzt wird – im Interesse des Freistaates Sachsen und der sächsischen Kommunen.  

 

 

Dresden, den 25.August 2025 

 

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 
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